BUND-Wahlprifsteine 2017

Der BUND stellt Fragen an die BergstraBer Bundestagskandidaten

Am 10. August 2017 hat der BUND BergstraBe zu mehreren Umweltthemen Fragen an die
BergstraBer Kandidaten fiir den Bundestag gestellt:

Mehr Klimaschutz

Naturnahe Land- und Forstwirtschaft
Schutz vor riskanten Stoffen
Erhaltung der Biodiversitat

Faire Wirtschafts- und Handelspolitik

Die Fragen sind so gestellt, dass ein "Ja" der Position des BUND entspricht.

Die Kandidaten wurden gebeten, die Fragen mit "Ja" 0 "Nein" ° oder "Enthaltung” 2
beantworten'. Dariiber hinaus konnten die Kandidaten erginzende Kommentare abgeben.

Die Antworten der Bundestagskandidaten
Bis zum 5. September 2017 haben geantwortet:

Dr. Michael Meister (CDU)

Moritz Miiller (Griine)

Sascha Bahl (Linke)

Sebastian Bucher (Biirgerkandidat)
Martin Polivka (P wie Polivka)

Keine Antwort haben wir erhalten von:

e Christine Lambrecht (SPD); sie hat eine Antwort angekiindigt, jedoch nicht rechtzeitig geschickt.
e Till Mannsmann (FDP); auch auf Nachfragen gab es keine Riickmeldung.
e Rolf Kahnt (AfD) ; auch auf Nachfragen gab es keine Riickmeldung.

Die Antworten der Kandidaten und ihre Kommentare sind im Folgenden vollstindig wiederge-
geben. Martin Polivkas Antwort hat sich der Kategorisierung entzogen und ist am Ende einge-
flgt.

Der BUND hat auBerdem eine Bewertung der Parteiprogramme vorgenommen. Ndheres finden
Sie auf unter bund-bergstrasse.de, Rubrik Bundestagswahl 2017.



http://www.bund-bergstrasse.de/

BUND-Wahlpriifsteine 2017: Antworten der Kandidaten

Mehr Klimaschutz

Setzen Sie sich dafiir ein, dass erneuerbare Energien schneller und naturver-
traglich ausgebaut werden, damit der Ausstieg aus Kohle und Atomkraft
schneller umgesetzt werden kann?

CDU &
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DIELINKE. ©
@ ©

Der Umbau der Energieversorgung auf erneuerbare Energien ist in dieser Legislaturperi-
ode erheblich vorangekommen. Wir bekennen uns zu dem 2011 und zuletzt im Koaliti-
onsvertrag 2013 festgelegten Ausbaupfad fiir erneuerbare Energien und wollen diesen
umsetzen.

Wir Griine wollen den Ausbau der erneuerbaren Energien weiter voranbringen, und zwar
in allen Sektoren. Windkraft schlieBen wir dabei nicht kategorisch aus, wobei wir natur-
schutzrechtliche und landschaftliche Belange angemessen beriicksichtigen werden. In
den nachsten vier Jahren werden wir im Falle einer Regierungsbeteiligung die 22 dre-
ckigsten Kohlekraftwerke sofort vom Netz nehmen und bis 2030 komplett ersetzen. Mit
uns wird es keine Riickkehr zur Atomkraft geben.

-/ -

Der Ausstieg aus Kohle und Atom muss schnell(er) gehen. Auch fiir die, die nicht an ei-
nen durch den Menschen erzeugten Klimawandel glauben, sollte zumindest gelten, dass
Luftqualitat verbessert und unseren Nachkommen kein weiterer radioaktiver Ballast hin-

terlassen werden sollte. Gefiihlt besteht ein gesellschaftlicher Konsens darliber, der zu
uberpriifen wire. Mein Einsatz dafiir ware sicher.

Setzen Sie sich dafiir ein, dass fiir Stromerzeugung durch Biirger bzw.mit ih-
rer Beteiligung faire Wettbewerbsbedingungen geschaffen werden?

CDU ©
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DIELINKE. ©
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Fiir die lokalen Biirgerenergieprojekte wurden im Rahmen der EEG-Novellen eine Reihe
von Fordermaglichkeiten geschaffen. Der Erfolg dieser MaBnahmen zeigt sich u. a. daran,
dass in der ersten Ausschreibungsrunde flir Wind-Onshore-Projekte {iberwiegend Biirge-
renergiegesellschaften zum Zuge kamen.

Auch fiir Biirgerenergieprojekte gilt im Ubrigen, dass der Ausbau im Interesse einer Ver-
ringerung der Kostenbelastung von Verbrauchern moglichst effizient und marktbasiert
erfolgen muss, und dass eine schnelle und umfassende Marktintegration der erneuerba-
ren Energien erforderlich ist.

Die Energiewende unter Einsatz regenerativer Energien gelingt nur, wenn wir alle an die-
sem Prozess teilhaben lassen.

-/ -

Eine dezentrale Stromversorgung halte ich fiir dringend geboten. Dezentralitat flihrt zu
weniger Konzentration von Macht und Vermdgen bei Wenigen und stirkerer Selbstbe-
stimmung der teilweise selbstversorgenden Biirger. Ich halte zusitzlich eine deutlich bes-
sere Verkniipfung der Energieerzeugung, Energiespeicherung und des Verkehrswesens fiir
elementar, um die Problemstellung der sogenannten Dunkelflauten zu entschirfen (V2G,
Smart Grid, Flexible Strompreissetzung in Abhdngigkeit von Angebots- oder Nachfrage-
tiberhang, etc.). Der Moglichkeitenraum ist groB, er muss nur genutzt werden.

' Dr. Michael Meister hat es grundsatzlich abgelehnt, die Fragen mit Ja oder Nein zu beantworten; daher hat der BUND alle sei-
ner Antworten selbst bewertet.
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BUND-Wahlpriifsteine 2017: Antworten der Kandidaten

Naturnahe Land- und Forstwirtschaft

Unterstiitzen Sie eine artgerechte Tierhaltung mit Weidegang, die z. B. das
Kupieren von Schnabeln und Schwanzen und den praventiven Einsatz von
Antibiotika iiberfliissig macht und die eine Uberdiingung ausschlieBt?

CDU ©

K

DIELINKE. ©
<« ©

Wir als Union stehen fiir eine bodengebundene Tierhaltung. Das heiB3t, dass das Verhalt-
nis von Tieren und Flache in einer Region stimmen muss, um Umweltprobleme mdglichst
zu vermeiden. Fiir uns ist der Tierschutz ein wichtiges Anliegen, denn Tiere sind unsere
Mitgeschopfe. So ist etwa die Beendigung der nicht-kurativen Eingriffe ein wichtiger Be-
standteil der Initiative ,Eine Frage der Haltung - Neue Wege fiir mehr Tierwohl!" des
Bundesministers fiir Erndhrung und Landwirtschaft.

Zum Ausstieg aus dem Schnabelkupieren bei Legehennen konnte bereits eine freiwillige
Vereinbarung mit der Geflligelwirtschaft getroffen werden. In Bezug auf das Schwéanze-
kupieren bei Ferkeln wurden und werden erhebliche Forschungsmittel investiert; die vor-
liegenden Ergebnisse werden im Rahmen von Modell- und Demonstrationsvorhaben in
Praxisbetrieben umgesetzt.

Gerade weil die groBBe Koalition im Bereich Tier- und Verbraucherschutz keinerlei Fort-
schritte erzielt hat, sehen wir Griine es als vordringliches Ziel, die Versdumnisse der letz-
ten Jahre nachzuholen.

Unsere Nutztiere miissen so gehalten werden, dass sich die Rahmenbedingungen am
Tierwohl orientieren und nicht umgekehrt. Dazu gehort selbstverstdndlich eine Haltung
auf der Weide und das Verbot des Kupierens.

-/-

Massentierhaltung mit all ihren Folgen dient meiner Meinung nach einzig und allein der
glinstigen Fleischerzeugung. Das Wohl des Tieres steht auf der Agenda Ublicherweise
weit unten, wenn iberhaupt. Auch hier gibt es offensichtlich einen gesellschaftlichen
Konsens, jedoch liegen Meinung der Verbraucher und deren Einkaufsverhalten immer
noch weit auseinander. Daher halte ich nicht nur eine politische Unterstiitzung einer
artgerechten Tierhaltung fiir wichtig, sondern auch eine Verbesserung der Verbraucher-
informationen z. B. auf Verpackungen und in Restaurants.

Aufklarung statt Manipulation durch Marketing.
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BUND-Wahlpriifsteine 2017: Antworten der Kandidaten

Unterstiitzen Sie, dass es EU-Geld ganz iiberwiegend nur noch fiir konkrete
offentliche Leistungen in den Bereichen Umwelt, Natur- und Artenschutz,
Klima und Tierschutz gibt?

CDU ©
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Uns ist wichtig, dass die Tierhaltung in der Hand bauerlicher Familienbetriebe bleibt, eine
anonyme, industrialisierte Agrarproduktion lehnen wir ab. Wir treten nach 2020 fiir die
Fortfiihrung der Direktzahlungen ein und werden dabei insbesondere aktive Landwirte,
Junglandwirte und kleinere und mittlere Betriebe besonders fordern. Das Zwei-Sdulen-
Prinzip der GAP hat sich bewahrt mit den Direktzahlungen in der ersten Sdule und der

Forderung von AgrarumweltmaBnahmen und der Entwicklung des landlichen Raums in
der zweiten Saule. Durch eine Nutztierhaltungsstrategie werden wir das Tierwohl noch

starker beriicksichtigen. Dazu gehort auch die Einfiihrung eines neuen staatlichen Tier-
wohllabels. Dieses kann dazu beitragen, das Tierwohl zu erhéhen und die Marktchancen
der betreffenden Betriebe zu verbessern.

-/-

-/-

Meiner Meinung nach sollten Subventionen und Férdergelder (nicht nur mit Bezug auf
EU-Gelder) tiberwiegend bei Umweltorientierung bzw. Gemeinwohlorientierung des
Empfangers vergeben werden. Ein breiter gesellschaftlicher Konsens liber MaBnahmen-
kataloge konnte in basisdemokratischen Prozessen erarbeitet werden.

Sind Sie fiir die Unterstiitzung von Betrieben und Organisationen, die sich
um die Erhaltung der Saatgut- und Nutztier-Vielfalt kiimmern?

CDU ©

DI GRONEN

DIELINKE. ©

Siehe vorherige Frage.

-/-

-/-

Siehe vorherige Frage.
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BUND-Wahlpriifsteine 2017: Antworten der Kandidaten

Sind Sie dafiir, dass moglichst viele Forste sich nach dem FSC-Standard zer-
tifizieren lassen und sich damit zu einer (unabhingig von der Landesforst-
verwaltung) kontrollierten naturnahen, nachhaltigen Wirtschaftsweise be-

kennen?

CDU

DIE LINKE.

&
()

+N+

Wilder haben eine herausragende Bedeutung fiir die Sicherung unserer natiirlichen Le-

bensgrundlagen und fiir die Bewahrung und nachhaltige Nutzung der biologischen Viel-
falt. Unverzichtbare Voraussetzungen zur Einddmmung der anhaltenden Zerstérung und
Degradierung von Wildern weltweit sind eine nachhaltige Waldbewirtschaftung und le-
galer Holzeinschlag. Um ein Signal fiir die groBe Bedeutung einer im Sinne des Nachhal-
tigkeitsprinzips umweltgerechten, sozialvertraglichen und wirtschaftlich tragfahigen Be-
wirtschaftung der Walder zu setzen, unterstiitzt die unionsgefiihrte Bundesregierung die
Zertifizierung nachhaltig bewirtschafteter Walder und wird bei ihren BeschaffungsmaB-
nahmen auch kiinftig nur Holz aus zertifizierten Bestanden nutzen.

-/-

-/-

Ja, prinzipiell. Allerdings sollte neben der Zertifizierung auch eine bessere Aufklarung
tiber Zertifikate erfolgen. Der Zertifizierungsdschungel ist fiir Verbraucher (und hier
nehme ich mich nicht heraus) zu komplex in Bezug auf Zertifizierer und Kriterienkata-
loge.
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BUND-Wahlpriifsteine 2017: Antworten der Kandidaten

Schutz vor riskanten Stoffen

Unterstiitzen Sie ein Verbot von fiir Mensch und Natur gefahrlichen Pestizi-
den wie Glyphosat und Neonikotinoide?

CDU ©
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Wir stehen fiir die Zulassung auf der Grundlage wissenschaftlicher Fakten. Gesundheits-,
Umwelt- und Bienenschutz miissen gewahrleistet sein.

-/-

-/-

Schutz vor potentiellen Schaden flir Mensch und Umwelt muss im Zweifel immer vor
den Schutz von finanziellen (Investitions-) Interessen gestellt werden. Es darf zu keiner
Externalisierung von Umweltkosten kommen.

Unterstiitzen Sie eine Kennzeichnungspflicht von gentechnisch verdnderten
Futtermitteln und Lebensmitteln?

CDU ©
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Wir setzen uns dafiir ein, dass auf EU-Ebene eine verpflichtende und vollumféangliche
Prozesskennzeichnung von gentechnisch veranderten Lebensmitteln verbindlich geregelt
wird. Heute miissen nur Lebensmittel gekennzeichnet werden, wenn sie einen gentech-
nisch veranderten Organismus enthalten, aber nicht, wenn im Herstellungsprozess Gen-
technik beteiligt war. Die geltenden Kennzeichnungsvorschriften entsprechen nicht den
Prinzipien von Klarheit und Wahrheit. Nach Einschatzung der Wissenschaft kommen
rund 80 Prozent unserer verarbeiteten Lebensmittel im Herstellungsprozess mit Gentech-
nik in Berlihrung. Im Supermarktregal finden sich aber praktisch keine Erzeugnisse, auf
denen dies kenntlich gemacht wird. Wir wollen, dass die Verbraucher hier eine ehrliche
Information erhalten.

Der Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher liegt uns am Herzen. Wir wollen sie
durch Information und Transparenz unterstiitzen.

-/ -

Der Konsument MUSS tiber JEGLICHEN (auch peripheren) Einsatz von Gentechnik im
Herstellungsprozess eines Lebensmittels aufgeklart werden - auf der Verpackung und im
Verkaufsraum statt nur im Internet. Der viel beschworene miindige Biirger kann nur
dann miindige Konsum-Entscheidungen treffen, wenn er transparent informiert wird.
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BUND-Wahlpriifsteine 2017: Antworten der Kandidaten

Unterstiitzen Sie eine am Vorsorgeprinzip orientierte Reqgulierung von hor-
monell wirksamen Stoffen und eine EU-weite Ubernahme des in Frankreich
geltenden Verbots von Bisphenol A in Lebensmittelverpackungen?

CDU (  Beider Zulassung und Bewertung von Stoffen treten wir fir ein fakten- und wissen-
schaftsbasiertes Verfahren ein. Wir unterstiitzen deshalb die Position der EFSA und des
BfR, die sich fiir eine Absenkung der maximalen tiglichen Aufnahmemenge einsetzen
und begriiBen den neuen Vorschlag der Kommission, der zusétzlich auch weitere Ver-
scharfungen flir bestimmten Materialien vorsieht, die fiir Sduglinge und Kleinkinder ver-
wendet werden.

ey O

DIELINKE. © -/-
"E"'.:E_"' O Wie beim Verbot von Pesitiziden: Der Schutz vor Schiden fiir Mensch und Umwelt muss
(( —— im Vordergrund stehen. Insbesondere dort, wo Langzeitfolgen nicht abzuschétzen sind.

Finger weg von solchen Stoffen.

‘©BUND e

FRIENDS OF THE EARTH GERMANY




BUND-Wahlpriifsteine 2017: Antworten der Kandidaten

Erhaltung der Biodiversitat

Sind Sie dafiir, dass zwei Prozent der Landflache zu Wildnisgebieten und
zehn Prozent der Waldflache zu Naturwédldern werden?

CDU ©
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DIELINKE. ©
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Mit uns bleibt es bei dem im Rahmen der Biodiversititsstrategie der Bundesregierung
festgelegten Ziel, fiinf Prozent der Waldflache der natiirlichen Waldentwicklung zu
uiberlassen. Der wissenschaftliche Beirat fiir Waldpolitik des Bundesministeriums fiir Er-
ndhrung und Landwirtschaft hat durch Auswertung der dritten Bundeswaldinventur ein-
stimmig festgestellt, dass der Wald in Deutschland in einem guten Zustand ist. Die Wald-
flache nimmt zu und die biologische Vielfalt entwickelt sich positiv. Wir stehen fiir den
Einklang von Naturschutz und Holzwirtschaft.

Wir wollen auBerdem in Hessen, dem waldreichsten Bundesland, weitere Nationalparks
einrichten.

-/-

Die Forderung teile ich qualitativ. Quantitativ kann ich es nicht beurteilen: Ob das Ziel
bei 2% und 10% der Flachen liegen miisste, oder andere Zielmarken vorgesehen werden
sollten, kbnnte aber in einer breit angelegten gesellschaftlichen Konsensbildung ermit-
telt werden. Beispielsweise in einer bundesweiten Volksabstimmung, die uns Birgern
weiterhin verwehrt wird.

Unterstiitzen Sie eine Landwirtschaft, die Artenvielfalt nach dem Muster des
okologischen Anbauverbandes Biopark ermaoglicht?

CDU ©

e ©
DIELINKE. ©
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Wir als Union wollen eine umweltfreundliche Landwirtschaft. Da die Agrarpolitik Einfluss
auf die Lebensbedingungen und das Vorkommen vieler Tier- und Pflanzenarten hat, be-
riicksichtigen wir bei politischen Entscheidungen den Schutz der biologischen Vielfalt in
der Agrarlandschaft. Wir unterstiitzen das Bundesministerium fir Erndhrung und Land-
wirtschaft darin, ein nationales Monitoring der biologischen Vielfalt fiir Erndhrung und
Landwirtschaft aufzubauen, welches die Auswirkungen von PolitikmaBnahmen differen-
ziert abbildet und damit eine verbesserte Entscheidungsgrundlage fiir kiinftige Lésungs-
ansitze bietet. Wir sehen mit der Einflihrung des ,Greening" der Direktzahlungen im
Rahmen der GAP zusammen mit weiteren MaBnahmen der zweiten Saule den richtigen
Weg, die biologische Vielfalt zu férdern. Dabei treten wir fiir Vereinfachungen ein, damit
alle Moglichkeiten, wie Feldrand-, Puffer- und Waldrandstreifen, bessere Akzeptanz fin-
den. Unser Ziel ist, dass der bauerliche Natur- und Artenschutz als zusatzliche Einkom-
mensquelle fiir die Land- und Forstwirtschaft an Bedeutung gewinnt. Deshalb setzen wir
uns dafiir ein, dass die AgrarumweltmaBnahmen der GAP in Zukunft fiir die Landwirte
noch attraktiver gestaltet werden. Wir setzen in erster Linie auf Freiwilligkeit und Koope-
ration mit den Landwirten. Deshalb stiarken wir den Vertragsnaturschutz, foérdern den
Okolandbau und unterstiitzen Projekte wie F.R.A.N.Z. - fiir mehr Biodiversitit in der Ag-
rarlandschaft.

-/-

-/-

Der Ansatz ist sehr verniinftig, weil er den Schutz der Artenvielfalt Gber den wirtschaftli-
chen Erfolg stellt. Sicherlich werden die Preise fiir auf diese Weise hergestellte Produkte
hoher sein als fiir Produkte aus Massentierhaltung. Hier muss der Staat eingreifen und
auch Menschen mit niedrigen Einkommen den Bezug ermdglichen (Stichworte Steuerge-
rechtigkeit, Gerechtigkeit in der Sozialversicherung etc.).
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BUND-Wahlpriifsteine 2017: Antworten der Kandidaten

Faire Wirtschafts- und Handelspolitik

Sind Sie dafiir, dass umweltschidliche Subventionen gestrichen werden (z.B.
Vergiinstigungen fiir Dieselkraftstoffe, Dienstwagen und Flugverkehr)?

CDU @ Eine generelle steuerliche Forderung fiir Dieselkraftstoff ist nicht gegeben. Zwar unter-
liegt Dieselkraftstoff gegeniiber Benzin einem geringeren Energiesteuersatz, diesem ste-
hen aber héhere Steuersitze fiir Pkw mit Dieselmotoren bei der Kraftfahrzeugsteuer ge-
geniiber. Nach der Intention des Gesetzgebers handelt es sich dabei um einen pauschalen
Belastungsausgleich fiir den energiesteuerlichen Vorteil. Auch die EU-Richtlinie
2003/96/EG zur Harmonisierung der Energiebesteuerung (Energiesteuerrichtlinie) sieht
geringere Mindeststeuersatze fiir Dieselkraftstoff vor. Bei der Dienstwagenbesteuerung
und den hierzu einschldgigen Abschreibungsregelungen handelt es sich nicht um Privile-
gien, sondern um allgemein anerkannte Besteuerungsgrundsitze. Die Abschreibung
zeichnet lediglich - genauso wie bei anderen Wirtschaftsglitern - den jahrlichen Wert-
verlust des Firmenvermdgens nach. Die Besteuerung von Dienst- und Firmenwagen ist
auch keine Subvention, sondern folgt ertragsteuerlichen Grundsatzen. Die Besteuerung
von Kerosin macht nur im internationalen Kontext Sinn. Es muss vermieden werden, dass
deutsche Airlines im internationalen Wettbewerb allein belastet werden, wihrend aus-
landische Fluggesellschaften weiterhin in den Genuss dieser Vergiinstigungen durch ihre
Nationalstaaten kommen. Wir befiirworten die Einbindung des Flugverkehrs in ein offe-
nes, globales Anreizsystem zur Reduzierung der CO2-Emissionen.

O Wir Griine wollen sogar umweltschadliche Tatigkeiten besteuern und umweltvertragliche
mﬁ Handlungsweise (steuerlich) fordern. Mit einer CO2-Steuer, der Forderung von Dienst-
fahrradern und der Streichung von Subventionen fiir Diesel, Dienstwagen und Flugver-
kehr kommen wir dem nach.

nen jedoch unfair. Nicht zuletzt, weil die meisten SUV's gleichzeitig Dienstwagen sind
und die Umwelt im hohen MaBe schidigen (ich fahre keinen SUV).

——

DIE LINKE. O Ich fahre selbst einen Dienstwagen, finde die Finanzierung durch steuerliche Subventio-

Siehe Schutz von Pestiziden: Subventionen fiir erheblich umweltschddigende Industrien
(((-:: und Produkte sollten gestrichen werden. Weiterhin: Umweltaspekte sollten starker in die

Preissetzung einflieBen, d.h. statt ein bestimmtes Konsumverhalten zu verbieten, sollte
der Staat die Relativpreise von umweltschadlichen Produkten durch hohere (Umwelt-)
Steuern verteuern. So erfolgt eine Internalisierung der Umweltkosten bei den Verursa-
chern (dem Hersteller und dem Konsumenten), statt diese Kosten auf die Allgemeinheit
abzuwilzen.

—
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BUND-Wahlpriifsteine 2017: Antworten der Kandidaten

Lehnen Sie Handelvertrdge ab, die eine Investitionsschutz-Paralleljustiz fiir
internationale Konzerne errichten (TTIP, CETA...)?

CDhDU ¢

2% A
DIELINKE. ©
@ °

Wir bekennen uns zur internationalen und multilateralen Zusammenarbeit zwischen
Landern und Regionen. Deutschland ist eine Exportnation, die von offenen Markten und
internationalen Lieferbeziehungen besonders profitiert. Wir werden die transatlantischen
Beziehungen wieder intensivieren. Die USA sind und bleiben der wichtigste auBereuropé-
ische Partner, auch im Bereich von Handel und Wirtschaft, weil uns mit den Nordameri-
kanern am meisten gemeinsame Werte - gerade auch im Hinblick auf hohe Standards -
verbinden. Wir wollen das zwischen der EU und Kanada abgeschlossenen Freihandelsab-
kommen CETA mit Leben erfiillen und wir streben weiterhin ein Freihandelsabkommen
zwischen der EU und den USA an. Gegen unfaire Handelspraktiken werden wir uns
schiitzen.

Wir Griinen lehnen Freihandelsabkommen nicht per se ab, sprechen uns jedoch fiir eine
transparente und solidarische Neuverhandlung aus, die keine Schattenjustiz zulasst.

-/-

Die Initiative der Biirgerkandidaten hat sich aus einer Verfassungsklage gegen das Inves-
titionsschutz-Abkommen CETA heraus gebildet. Ich halte diese neuartigen Abkommen
(CETA, TTIP, JEFTA, TiSA, etc) fiir Demokratie-gefahrdend: 1) Regulatorische Kooperation:
dazu empfehle ich jedem, sich das Kapitel 21 ,Regulierungszusammenarbeit” des CETA-
Vertrages anzuschauen. Regulierung muss vom Souverdn ausgehen und nicht von einer
bilateralen, trilateralen oder multilateralen Zusammenkunft von Interessengruppen ver-
schiedener Nationen. 2) Schiedsgerichte (CETA, Kapitel 8): Schiedsgerichte im Allgemei-
nen und Schiedsgerichtshife (wie in CETA festgeschrieben) erlauben der Unternehmens-
seite eine einseitige Klagemdglichkeit gegen ihr unliebsame Verdnderungen in der Requ-
lierung zum Schutze ihrer Investitionen. In diesen sogenannten Freihandelsabkommen
wird also die Investitionsseite als das zu schiitzende Gut dargestellt. Zwar sollen dadurch
Umwelt-, Sozial- und Verbraucherschutzstandards nicht reduziert werden, aber alleine
die Priorisierung in den genannten Vertrdgen auf den Investitionsschutz ist in meinen
Augen grundlegend falsch: Fortschrittliche Handelsvertrdge miissen eine globale Stér-
kung von Umwelt-, Sozial- und Verbraucherschutzstandards als Ziel haben, dem sich an-
dere (wirtschaftliche) Ziele unterordnen sollten. Handel muss neu gedacht werden - er
hat entgegen der Ricardo'schen Handelstheorie zu viele Verlierer - sowohl innerhalb der
Vertrags-Staaten und insbesondere in den Staaten des globalen Siidens, die nicht einbe-
zogen werden. CETA, TTIP und Co priorisieren falsch und daher meines Erachtens nach in
Génze abzulehnen.
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BUND-Wahlpriifsteine 2017: Antworten der Kandidaten

Befiirworten Sie MaBnahmen zur Ressourcenschonung und Forderung der
Kreislaufwirtschaft (z.B. lingere Garantiezeiten fiir Produkte, reparatur-
freundlichere Gerdte, Verpflichtung zur Zuriicknahme defekter Gerdte zum
Recycling, nationale Gesetze zum reparaturfreundlichen und recylinggerech-
ten Produktdesign)?

CDU ©

e ©

DIELINKE. ©

e

=

—
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Ressourcenschonung ist eine zentrale umwelt- und wirtschaftspolitische Herausforde-
rung, gerade fiir ein hochindustrialisiertes Land wie Deutschland. Dieses politische Leit-
bild hat dazu beigetragen, dass sich die Recyclingbranche zu einem dynamischen und in-
novativen Wirtschaftsbereich entwickelt hat. Recyclingtechnologien ,Made in Germany"
sind heute weltweit gefragt und technologisch fiihrend. Dazu hat auch die stetige Wei-
terentwicklung des rechtlichen Rahmens in Deutschland gefiihrt. Fiir ein rohstoffarmes
Land wie Deutschland bleibt das SchlieBen von Stoffkreisldufen im Zentrum der umwelt-
aber gerade auch der wirtschaftspolitischen Tagesordnung. Wettbewerbliche Losungen
bieten die beste Gewdahr flir qualitativ hochwertige und fiir den Biirger und die Wirt-
schaft giinstige Entsorgungslosungen. Die anspruchsvollen abfallpolitischen Vorgaben
und der Wettbewerb sind die Treiber fiir Deutschlands weltweite Vorreiterrolle bei der
Kreislaufwirtschaft und als international fiihrender Anbieter von Entsorgungstechnolo-
gien. Dieses erfolgreiche System muss angesichts der wachsenden globalen Nachfrage
nach Rohstoffen ausgebaut werden.

Diese Forderung entspricht genau unserer Vorstellung und findet daher unsere Zustim-
mung.

Mit Strafzollen von importierten Giitern, die solch eine Regelung in der EU unterlaufen
wiirden.

Interessante Konzepte wie cradle2cradle-Produktkreislaufe und die von lhnen genannten
Vorschldge sind moglich und nicht zwingend teurer als herkémmliche Produktionswei-
sen. Die Ideen wachsen - aber zu langsam. Auch hier bedarf es einer deutlich besseren
Produkt- und Verbraucherinformation statt eines Life-Style-orientierten Marketings, das
uns Konsumenten suggeriert, was wir alles haben missten.

SBUND 11/12

FRIENDS OF THE EARTH GERMANY




BUND-Wahlpriifsteine 2017: Antworten der Kandidaten

Antwort Martin Polivka

Martin Polivka hat in seiner Antwort teilweise Bezug auf die Fragen des BUND genommen, teilweise
erlautert er Sachverhalte, die der BUND weder thematisiert noch befiirwortet. Aus Sicht des BUND sind
manche Aussagen Polivkas allzu vereinfacht oder gehen von fachlich falschen Voraussetzungen aus.
Dennoch sind die Aussagen durchaus gehaltvoll und zeigen eine auch im Sinn des BUND positive
Grundhaltung zu Natur und Umwelt.

Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich teile einzelne Ihrer Anliegen, aber ich teile Ihre Sprache und Ihre Herangehensweise
nicht. Deshalb bitte ich, meine Antworten nicht lhrer Kategorisierung zu unterwerfen.

Ich setze mich fir eine bezahlbare und moglichst einfache Speicherung und Umwandlung
von tiberschiissiger regenerativer Energie (Warme wie Strom) ein.

Ich setze mich fiir den Rickbau von Forderungen ein, die zum Export von deutschem rege-
nerativem ,Billigstrom" flihren, der zum Beispiel die Wasserkraft in der Schweiz gefahrdet.

Ich gehe wirtschaftlich und haushalterisch mit Energie, Kraft und Produkten um, teile aber
nicht die Annahme, dass dieses Anliegen auf den Verordnungsweg gehort, um mit immer
zwingenderen Verordnungen und mehr kostenpflichtigem Verwaltungsaufwand durchge-
setzt zu werden.

Ich erlebe deutsche Landwirtschaft schon jetzt als liberrequliert und tiberfordert von urba-
nen Anspriichen und stehe auf der Seite der liberschaubaren Betriebe, die das Handtuch
noch nicht geworfen haben.

Ich sehe die Streuobstwiesen, die dem Vorrang der Mistel ,geopfert” worden sind, und ich
sehe die Weiden, die liber den angestrebten Wolfspopulationen nicht mehr beweidet wer-
den.

Ich teile die Anspruchshaltung einer ,heilen wilden Welt" nicht.

Ich setze mich dafiir ein, dass kleine und mittlere Betriebe nicht durch erzwungene Zertifi-
zierung und Vereinheitlichung vernichtet werden.

Freundlich griiBt
Martin Polivka,
Schlierbach Lindenfels, den 30. August 2017
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	Mehr Klimaschutz
	Setzen Sie sich dafür ein, dass erneuerbare Energien schneller und naturverträglich ausgebaut werden, damit der Ausstieg aus Kohle und Atomkraft schneller umgesetzt werden kann?
	Setzen Sie sich dafür ein, dass für Stromerzeugung durch Bürger bzw.mit ihrer Beteiligung faire Wettbewerbsbedingungen geschaffen werden?

	Naturnahe Land- und Forstwirtschaft
	Unterstützen Sie eine artgerechte Tierhaltung mit Weidegang, die z. B. das Kupieren von Schnäbeln und Schwänzen und den präventiven Einsatz von Antibiotika überflüssig macht und die eine Überdüngung ausschließt?
	Unterstützen Sie, dass es EU-Geld ganz überwiegend nur noch für konkrete öffentliche Leistungen in den Bereichen Umwelt, Natur- und Artenschutz, Klima und Tierschutz gibt?
	Sind Sie für die Unterstützung von Betrieben und Organisationen, die sich um die Erhaltung der Saatgut- und Nutztier-Vielfalt kümmern?
	Sind Sie dafür, dass möglichst viele Forste sich nach dem FSC-Standard zertifizieren lassen und sich damit zu einer (unabhängig von der Landesforstverwaltung) kontrollierten naturnahen, nachhaltigen Wirtschaftsweise bekennen?

	Schutz vor riskanten Stoffen
	Unterstützen Sie ein Verbot von für Mensch und Natur gefährlichen Pestiziden wie Glyphosat und Neonikotinoide?
	Unterstützen Sie eine Kennzeichnungspflicht von gentechnisch veränderten Futtermitteln und Lebensmitteln?
	Unterstützen Sie eine am Vorsorgeprinzip orientierte Regulierung von hormonell wirksamen Stoffen und eine EU-weite Übernahme des in Frankreich geltenden Verbots von Bisphenol A in Lebensmittelverpackungen?

	Erhaltung der Biodiversität
	Sind Sie dafür, dass zwei Prozent der Landfläche zu Wildnisgebieten und zehn Prozent der Waldfläche zu Naturwäldern werden?
	Unterstützen Sie eine Landwirtschaft, die Artenvielfalt nach dem Muster des ökologischen Anbauverbandes Biopark ermöglicht?

	Faire Wirtschafts- und Handelspolitik
	Sind Sie dafür, dass umweltschädliche Subventionen gestrichen werden (z.B. Vergünstigungen für Dieselkraftstoffe, Dienstwagen und Flugverkehr)?
	Lehnen Sie Handelverträge ab, die eine Investitionsschutz-Paralleljustiz für internationale Konzerne errichten (TTIP, CETA...)?
	Befürworten Sie Maßnahmen zur Ressourcenschonung und Förderung der Kreislaufwirtschaft (z.B. längere Garantiezeiten für Produkte, reparaturfreundlichere Geräte, Verpflichtung zur Zurücknahme defekter Geräte zum Recycling, nationale Gesetze zum reparat...
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